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völkerung verteilt werden, oder daß der Kreis der mit Zulagen
zu Bedenkenden unverhältnismäßig weit gezogen wird, sondern
daß sie tatsächlich in erster Linie den für
die Rüstungsindustrie tätigen Arbeitern zu-
ko M inen.

II. Die Entwicklung des Zulagewesens bei den
einzelnen Lebensmitteln

I. Mehl, Brot.
AIs mit der Bundesratsverordnung vom 25. Januar 1915

(Reichs-Gesetzbl. S. 36) das Brotgetreide und Mehl in die öffent¬
liche Bewirtschaftung des Reiches überging, wurde die Mehl¬ration auf den Kopf der Bevölkerung allgemein zunächst auf
225 Gramm für den Tag festgesetzt. Auch bei der am 16. März
desselben Jahres eintretenden Verkürzung der Ration auf 20V
Gramm blieb schlechthin die Zahl der Versorgungsberechtigten
Grundlage für die Zuteilung des Mehls an die Kommunal¬
verbände. Im übrigen war es den Kommunalverbänden über¬
lassen, ihrerseits Abstufungen in der Höhe der Ration und
Verfeinerungen bei dem System der Unterverterlung vorzunehmen.
Hauptmerkmale boten hierfür erstens -das Alter und zweitens die
Art der Tätigkeit, die Schwere der Arbeit. So leicht die erste
Unterscheidung durchzuführen war, so viel Schwierigkeiten bot die
Abgrenzung der Bevölkerungskreise nach der Schwere der Arbeit.
Aber auch ihrer wären die Kommunalverbände wohl bald Herr
geworden (einige vorbildliche Regelungen, deren Ursprung bis in
jene Zeit zurückreicht, legen davon Zeugnis ab), wenn nur die

Ration mit ihren 200 Gramm nicht einen gar zu kleinen Spiel¬
raum gelassen hätte. Sonderbewilligungen und Bevorzugungen
auf der einen Seite mußten unvermeidlich Kürzungen und Be¬

nachteiligungen auf der anderen Seite nach sich ziehen. Am
schlimmsten waren jene Kommunalverbände daran, die überwiegend
Jndustriebevölkerung hatten, wo dem Maße der Erhöhung keine
genügende Kürzungsmöglichkeit gegenüberstand.

Erfreulicherweise erwies sich die Bestandsaufnahme vom
9. Mai 1915 als so günstig, daß das Reich helfend eingreifen
konnte. Auf Beschluß der Reichsverteilungsstelle wurde der
Reichskommissar zur Ausführung der Bundesratsverordnung vom
25. Januar 1915 ermächtigt, den Kommunalverbänden auf Antrag
über ihren im Verteilungsplan festgesetzten Bedarfsanteil hinaus
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